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— Drucksache 7/3082 — 


A. Problem 

Nach Artikel 57 des EWG-Verrtages sollen die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Auf- 
nahme und Ausübung der Tätigkeit von Kreditinstituten koordi- 
niert werden. 


B. Lösung 

Der Riditlinienvorsdilag beginnt mit der Koordinierung der 
Vorschriften in einem derzeit Erfolg versprechenden Rahmen. 

C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

unbedeutender Verwaltungsmehraufwand. 
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Drucksache 7/3605 


Deutscher B undestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Die Vorlage — Drucksache 7/3082 — wurde mit 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 24. Januar 1975 federführend an den 
Finanzausschuß und mitberatend an den Ausschuß 
für Wirtschaft überwiesen. Die Ausschüsse haben 
am 16, und 23. April 1975 über die Vorlage beraten. 

Der Richtlinienvorschlag ist ein erster Schritt zur 
Koordinierung der Vorschriften über die Aufnahme 
und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und 
ist als solcher von den Ausschüssen zustimmend zur 
Kenntnis genommen worden. 

Eines der Hauptziele der Koordinierung ist es, 
innerhalb der EWG die Errichtung und den Betrieb 
von Zweigstellen über die nationalen Grenzen hin- 
weg zu erleichtern; nach der Vorstellung der Kom- 


mission sollte im Endstadium der Koordinierung die 
Niederlassungsfreiheit verwirklicht und das Zweig- 
stellennetz eines Kreditinstituts nur noch der Auf- 
sicht im Hauptsitz-Staat unterliegen. Verglichen mit 
diesem Ziel ist die vorliegende Richtlinie zunächst 
nur ein kleiner Fortschritt. Im wesentlichen verhin- 
dert sie ein weiteres Auseinandergehen der beste- 
henden nationalen Vorschriften und institutionali- 
siert einen engeren Kontakt der Aufsichtsbehörden 
untereinander. Der Finanzausschuß empfiehlt daher 
in Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaft der Bundesregierung, trotz der im Zusammen- 
hang mit der Erweiterung des Europäischen Marktes 
verstärkt aufgekommenen Schwierigkeiten bei der 
Harmonisierung des Bankenaufsichtsrechts aktiv zu 
bleiben. 


Bonn, den 28. April 1975 


Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Vorlage — Drucksache 7/3082 — zustimmend Kenntnis zu nehmen; 

2, folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag bedauert, daß es der Kommission nicht möglich war, 
einen umfassenderen Koordinierungsvorschlag vorzulegen. Der Bundestag 
empfiehlt der Bundesregierung, trotz der Schwierigkeiten bei der Harmonisie- 
rung der Bankaufsichtsbehörde weitere Koordinierungsbemühungen der Kom- 
mission nachdrücklich zu unterstützen. 


Bonn, den 28. April 1975 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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